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Sachstand der Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda von Bund und  
Ländern in Nordrhein-Westfalen II 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Unser Land muss auch in seiner föderalen Struktur erneut beweisen, dass wir gemeinsam die 
Kraft und die Fähigkeiten zu einer grundlegenden Erneuerung und Modernisierung unseres 
Staates besitzen. Der Bund und die Regierungsspitzen der Länder haben vor einem Jahr den 
gemeinsamen Beschluss gefasst, eine Föderale Modernisierungsagenda zu erarbeiten, die 
Maßnahmen enthalten soll, mit denen staatliche Verwaltung und öffentliche Organisation 
grundlegend und übergreifend erneuert und verschlankt werden sollen. Ziel der Modernisie-
rung soll sein, schneller, digitaler und handlungsfähiger zu sein – zum Wohle der Bürgerinnen 
und Bürger, der Wirtschaft und der Verwaltung. „Wohlstand, Sicherheit und gesellschaftlichen 
Zusammenhalt wird es dauerhaft nur in einem Staat geben, der sich selbst als veränderungs- 
und anpassungsfähig erweist und seiner Strukturen immer wieder erneuert und modernisiert.“, 
heißt es in dem Beschluss1 der Regierungsspitzen.  
In der im Dezember 2025 von den Regierungschefinnen und Regierungschefs von Bund und 
Ländern verabschiedeten gemeinsamen föderalen Modernisierungsagenda sind rund 200 
konkrete Maßnahmen zur Modernisierung von Staat und Verwaltung aufgeführt.  
Nordrhein-Westfalen hat die Vereinbarung mitgetragen und wiederholt den Anspruch formu-
liert, bei der Staatsmodernisierung eine Vorreiterrolle einzunehmen. Vor einigen Tagen ist die 
Landesregierung NRW zu einem eigenen “Entlastungskabinett” zusammen gekommen, für ei-
nen klaren Kurswechsel: mehr Vertrauen, weniger Kontrolle, schnellere Verfahren und mehr 
Freiraum für pragmatische Lösungen. Wir Freien Demokraten unterstützen dabei den Leitge-
danken des Entlastungskabinetts ausdrücklich: „Der Staat soll den Menschen wieder mehr 
vertrauen. Deshalb setzt Nordrhein-Westfalen auf eine Beweislastumkehr. Künftig muss nicht 
mehr der Abbau von Bürokratie gerechtfertigt werden, sondern das Festhalten an bestehen-
den Vorgaben. Was nicht zwingend notwendig ist, entfällt.“ 
Die Digitalisierung der Verwaltung bildet einen zentralen Bestandteil der zwischen Bund und 
Ländern vereinbarten Modernisierungsagenda. Ziel ist eine leistungsfähige, bürgerfreundliche 
und medienbruchfreie Verwaltung. Für Nordrhein-Westfalen stellt sich die Frage, welche kon-
kreten Fortschritte bereits erzielt wurden. 

 
1 https://bmds.bund.de/fileadmin/BMDS/Dokumente/2025-12-04-mpk-staatsmodernisierung-
data_CDR.pdf (letzter Zugriff: 02.07.2026) 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20758 

 
 

2 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung hat die Kleine Anfrage 
8328 mit Schreiben vom 31. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der 
Ministerin für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie, dem Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales sowie dem Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales 
sowie Medien des Landes Nordrhein-Westfalen und Chef der Staatskanzlei beantwortet. 
 
 
1. Welche Maßnahmen zur Digitalisierung der Landesverwaltung wurden seit Be-

schluss der föderalen Modernisierungsagenda begonnen bzw. abgeschlossen? 
 
Die Landesregierung hat Anfang des Jahres 2026 einen aus der Staatskanzlei gesteuerten 
ressortübergreifenden Umsetzungsprozess gestartet.  
Zugleich betrachtet die Landesregierung die Föderale Modernisierungsagenda nicht isoliert, 
sondern stellt sie bewusst in den Kontext zu bestehenden Landesvorhaben. Dadurch entsteht 
ein integrierter Modernisierungspfad, der föderale Anforderungen und landespolitische Priori-
täten zusammenführt und Doppelstrukturen vermeidet. 
Alle Maßnahmen wurden begonnen. Im Einzelnen zu ausgewählten Vorhaben mit Digitalisie-
rungsbezug: 
Nr. 149 / E-Rechnungsplattform: Die Maßnahme wurde mit Beschluss B-2026/07-IT des 49. 
IT-Planungsrates durch Bund und Länder umgesetzt. Das E-Rechnungsportal NRW soll zur 
gemeinsamen E-Rechnungsplattform ausgebaut werden. Das Umsetzungsprojekt zur Festle-
gung von Governance, Betrieb und Finanzierung der Plattform wurde am 15. April 2026 ge-
startet.  
Nr. 171, 172 / Fachkräfte: Schaffung einer Work-and-Stay-Agentur (WSA): Die Landesregie-
rung begrüßt und unterstützt die Zentralisierungs- und Digitalisierungsbemühungen des Bun-
des im Bereich der Fachkräfteeinwanderung durch Aufbau einer WSA und die damit geplante 
durchgehende digitalisierte Prozesskette.  
Nr. 205 / Schaffung D-Stack: Die Standards zum D-Stack wurden geschaffen. 
Nr. 212 / Souveräner Arbeitsplatz: Die Arbeiten an einer digital souveränen Alternative (Sou-
veräner Arbeitsplatz) zur proprietären IT-Arbeitsplatzsoftware wurden begonnen. Eine Exper-
tengruppe des Landes hat eine Definition der erforderlichen Funktionen vorgenommen und 
openDesk des ZenDiS als mögliche Lösung identifiziert, die erprobt und einer systematischen 
Bewertung hinsichtlich der Integration in die eigenen Basiskomponenten und Fachverfahren 
unterzogen wird.  
Nr. 215 / Datenbereitstellung: Es wurden erste Gespräche, zwischen Bund und Ländern, zur 
zentralen Datenbereitstellung geführt. Auf Bundesebene wird die Bereitstellung von Basisda-
ten über das Nationale Once-Only-Technical-System (NOOTS) vorbereitet.  
Nr. 216 / Digitale Verwaltungsverfahren bzw. EfA (Einer-für-Alle) Leistungen: Mit Beschluss B-
2026/20-IT hat der IT-Planungsrat auf Grundlage der gemeinsam finanzierten EfA-Leistungen 
und unter Berücksichtigung weiterer Leistungen mit hoher Relevanz 16 Verwaltungsverfahren 
für die Umsetzung gemäß der Zielvorgabe aus Maßnahme identifiziert. Zur Unterstützung der 
weiteren Umsetzung der Maßnahme wurden zudem im Rahmen der genannten Beschlussfas-
sung Vorbereitungen getroffen. 
Nr. 217 / Datenverfügbarkeit: Mit dem Open Data Portal NRW (Open.NRW) wird eine zentrale 
Plattform bereitgestellt, um Verwaltungs- und Geodaten öffentlich zugänglich zu machen.  
 
 
2. Welche Fortschritte wurden bei der Umsetzung des Once-Only-Prinzips in Nord-

rhein-Westfalen erzielt? 
 
3. Welche Fortschritte wurden bei der Registermodernisierung erzielt? 
 
Die Fragen 2 und 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 

https://open.nrw/
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Das Wirtschafts-Service-Portal.NRW (WSP.NRW) berücksichtigt bei seiner Weiterentwicklung 
konsequent das Once-Only-Prinzip. Es wurde hierzu als zweites Portal bundesweit an das 
NOOTS angeschlossen, sodass erste Nachweisabrufe automatisiert und medienbruchfrei 
möglich sind und somit das zentrale Element der Registermodernisierung umgesetzt wird. 
Das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie stellt den einzigen wirt-
schaftsinitiierten Use Case der Registermodernisierung. Über das WSP.NRW sind Nachweise 
aus dem Handelsregister automatisiert abrufbar und können den Gewerbemeldungen medi-
enbruchfrei angefügt werden.  
Im Rahmen der Föderalen Modernisierungsagenda, insbesondere „Gründen in 24 Stunden“, 
werden die über das NOOTS verfügbaren Nachweise für eine Weiterentwicklung des Wirt-
schaftsverwaltungsvollzuges genutzt. Hierdurch werden vollautomatisierte Entscheidungen in 
der Verwaltung ermöglicht, die Verfahren spürbar beschleunigen.  
Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales als Betreiber des bundesweiten Themen-
portals rund um Sozialleistungen (Sozialplattform) analysiert derzeit umfassend bestehende 
Nachweisbedarfe der entwickelnden Online-Dienste im Rahmen einer Nachweisinventur. Pa-
rallel dazu wurde ein NOOTS-Anschlussvorhaben für die Register Nr. 33 und 34 (Anlage zu § 
1 IDNrG) aufgesetzt. Dieses Vorhaben soll die Sozialplattform mit dem EfA-Onlinedienst „Ein-
malige Bedarfe SGB XII“ an das betroffene Register anbinden (Landkreis Neuwied, Rheinland-
Pfalz).  
 
 
4. Welche Fortschritte wurden bei der Standardisierung und Vereinheitlichung digi-

taler Verwaltungsverfahren mit Bund und Ländern erreicht? 
 
Im IT-Planungsrat wurden folgende Beschlüsse gefasst, die im Kontext der Vereinheitlichung 
und Standardisierung digitaler Verwaltungsverfahren relevant sind: 
Beschluss des technischen Zielbildes der EUDI-Wallet (2026/19-IT) als eine der fünf Basis-
komponenten des D-Stacks (2026/18-IT): Die Integration der EUDI-Wallet in wesentliche Kom-
ponenten wie das NOOTS und die BundID, das zentrale Bürgerkonto im Sinne des Onlinezu-
gangsgesetzes, und damit in alle Verwaltungsangebote in Nordrhein-Westfalen, ist sicherge-
stellt. 
Festlegung der Deutschland-Architektur als kohärenten Ordnungsrahmen: Die Fortschritte 
sind mit der Deutschland-Architektur (2026/04-IT), den IT-Architekturrichtlinien (2025/17-IT) 
und dem D-Stack im Sinne des Plattformansatzes mit seinen Basiskomponenten sichtbar. 
Konsensual wurden die enthaltenen Basiskomponenten (2026/03-IT) sowie die Verpflichtung 
zur Nutzung dieser Basiskomponenten (2026/18-IT) beschlossen. 
Mitwirkung in der Governance des IT-Planungsrats-Portfolios durch Nordrhein-Westfalen 
(2026/14-IT) und Begleitung der betroffenen Basiskomponenten im Rahmen der föderalen Ar-
chitekturarbeit. 
 
 
5. Welche weiteren Digitalisierungsmaßnahmen der Modernisierungsagenda sollen 

bis zum Ende der laufenden Wahlperiode umgesetzt werden? 
 
Alle weiteren Digitalisierungsmaßnahmen der Modernisierungsagenda sollen bis zum Ende 
der Wahlperiode umgesetzt werden.  
 


